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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

In der Sommersession 2021 lehnte der Ständerat eine Motion von Erich Ettlin (mitte,
OW) zur Betreibung von OKP-Forderungen auf Pfändung anstatt auf Konkurs ab. Ettlin
störte sich daran, dass gegen im Handelsregister eingetragene Personen, also gegen
Selbständigerwerbende, bei ausstehenden OKP-Forderungen keine Pfändung, sondern
eine Konkursbetreibung eingeleitet werde. Damit gerieten die Unternehmen der
Betroffenen in Konkurs, obwohl es sich bei den ausstehenden Beträgen um
Privatschulden handle. Zudem seien Pfändungsverfahren schneller abgeschlossen als
Konkursverfahren und kämen den Kantonen dadurch deutlich günstiger. Schliesslich
mache es keinen Sinn, dass der Bund in dieser einen Situation auf Konkurs betreiben
könne, nicht aber in allen übrigen Situationen. Letzteres Argument entkräftete der
Ständerat jedoch gleich selbst: Der Beratung der Motion im Ständerat ging die Debatte
des Rates zur Änderung des Bundesgesetzes zur Bekämpfung des missbräuchlichen
Konkurses voraus. Dabei entschied sich die kleine Kammer dafür, zukünftig auch
generell eine Betreibung durch den Staat auf Konkurs zu erlauben, also beispielsweise
bei offenen Steuerrechnungen. Vor diesem Hintergrund mache es «gar keinen Sinn
mehr», diese Betreibung auf Konkurs bei OKP-Forderungen zu streichen,
argumentierte Andrea Caroni (fdp, AR) für die Kommission. Dies sah die grosse
Mehrheit des Rats ähnlich und lehnte die Motion mit 33 zu 3 Stimmen (bei 8
Enthaltungen) ab. 1

MOTION
DATUM: 31.05.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2021, S. 365 f.
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